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1 Vorbemerkung 

Wie in fast allen Bundesländern stehen 

auch in Rheinland-Pfalz die Hilfen zur Er

ziehung (§§ 27ff. SGB VIII) unter einem 

erhöhten Legitimationsdruck. Alljährlich 

steigende Fallzahlen und Ausgaben erfor

dern tragfähige Erklärungen und fundierte 

Planungsstrategien. Das Land Rheinland-

Pfalz hat bereits im Jahr 2002 mit dem 

Projekt „Qualitätsentwicklung durch Be

richtswesen“ eine landesweite Berichter

stattung zu Entwicklungstrends und be

darfsgenerierenden Einflussfaktoren im 

Bereich der Hilfen zur Erziehung imple

mentiert, die ein kontinuierliches Monito

ring und abgestimmte Planungsprozesse 

für das Land und die Kommunen ermögli

chen sollen. Das Projekt „Qualitätsent

wicklung durch Berichtswesen“ befindet 

sich mit dem vorliegenden Bericht inzwi

schen im 19. Jahr und wird gemeinsam 

vom Ministerium für Familie, Frauen, Kul

tur und Integration (MFFKI) Rheinland-

Pfalz und 40 Jugendämtern aus zwölf 

kreisfreien und fünf kreisangehörigen 

Städten mit eigenem Jugendamt sowie 

aus 23 Landkreisen getragen. Sie beteili

gen sich sowohl an der Datenerhebung als 

auch an der Finanzierung dieses Projek

tes. Im Zusammenspiel von Land und al

len Kommunen bei der Ausgestaltung ei

ner Berichterstattung wird nachdrücklich 

zum Ausdruck gebracht, dass die Kinder- 

und Jugendhilfe nicht nur an Bedeutung 

gewonnen hat, sondern dass ihre Ausge

staltung und Weiterentwicklung in gesamt

staatlicher Verantwortung getragen wer

den muss.  

Um die Jugendämter in Rheinland-Pfalz 

im Rahmen der kommunalen Steuerungs

verantwortung und den Jugendhilfepla

nungsprozessen in den Kommunen zu un

terstützen, werden jährliche 

Jugendamtsprofile angefertigt, in denen 

die Daten für jede einzelne Kommune in 

Relation zu landesweiten und regionalen 

Entwicklungen dargestellt sind. Landes

weite Entwicklungen sowie aggregierte 

Zahlen für Landkreise, kreisfreie und kreis

angehörige Städte bilden einen Interpreta

tionsrahmen für Fallzahlen, Eckwerte und 

Ausgaben für die Hilfen zur Erziehung im 

jeweiligen Jugendamt. Dadurch wird er

möglicht, die eigenen Entwicklungen im 

Jugendamtsbezirk im Vergleich zu landes

weiten und regionalen Trends zu betrach

ten. 

Allerdings gilt an dieser Stelle zu berück

sichtigen, dass im Rahmen des vorliegen

den Profils keine Bewertung der Qualität 

der Hilfen zur Erziehung vorgenommen 

wird. Dieser Schritt von der quantitativen 

hin zur qualitativen Beschreibung ist ein 

zentraler Bestandteil der Qualitätsentwick

lung in der Kinder- und Jugendhilfe und 

kann nur auf kommunaler Ebene geleistet 

werden. Nur im fachlichen Diskurs auf die

ser Ebene lässt sich mit den berichteten 

Daten in Verbindung mit den Rahmenbe

dingungen vor Ort eine qualitative Bewer

tung vornehmen.  

Liegt ein Wert in einem Jugendamtsbezirk 
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Abbildung 1 Einflussfaktoren auf den Bedarf und die Inanspruchnahme von Leistungen und Angebo
ten der Kinder- und Jugendhilfe 
 
 
 
An dieser Stelle soll nur kurz auf die ein

zelnen Einflussfaktoren eingegangen wer

den. Eine ausführlichere Beschreibung ist 

im „6. Landesbericht über die Hilfen zur 
Erziehung in Rheinland-Pfalz“ gegeben, 

der 2019 erschienen ist.  

Veränderte Bedingungen des Auf
wachsens von Kindern, Jugendli
chen und Familien 

Mittlerweile gilt als hinreichend belegt, 

dass der Bedarf an erzieherischen Hilfen 

unter anderem von den sozialstrukturell 

gerahmten Lebenslagen von jungen Men

schen und Familien beeinflusst wird. Mit 

anderen Worten: Je prekärer sich die Le

benslagen von jungen Menschen und Fa

milien in bestimmten sozialräumlichen Ein

heiten darstellen, desto größer ist die 

Wahrscheinlichkeit, dass im Zusammen

spiel von materiellen und sozialen Be

nachteiligungen „Betreuung, Erziehung 

und Förderung in der Familie in zuneh

menden Maße nicht gelingt oder zumin

dest ein erhöhtes Risiko des Scheiterns 

erkannt bzw. wahrgenommen wird“ (Ar

beitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik 

2016: 9). Armut kann insofern durchaus 

nachfragegenerierend auf den Bezug von 

Hilfen zur Erziehung wirken. Dieser Be

fund bestätigt sich auch, wenn man einen 

Blick in die amtliche Kinder- und Jugend

hilfestatistik wirft, in der ein Zusammen

hang von Armutslagen auf der einen Seite 

und einem erhöhten Bedarf an Leistungen 

der Hilfen zur Erziehung auf der anderen 

Seite deutlich wird. Rund die Hälfte der 

Familien, die im Jahr 2019 eine Hilfe zur 

Erziehung erhalten haben, sind vollständig 

Kinder- und 
Jugendhilfe

Familialer 
Wandel

Wandel von 
Lebenslagen, 
veränderte 

Bedingungen des 
Aufwachsens

Selektionseffekte 
Zuständigkeits-
verschiebungen

Sicherstellung 
eines 

qualifizierten 
Kinderschutzes

Ausbaugrad der 
sozialen 

Infrastruktur & 
Hilfegewährungs-

praxis

Gesetzliche 
Bestimmungen 

auf Bundes- und 
Länderebene

https://mffki.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Familie/6_Landesbericht_interaktiv.pdf
https://mffki.rlp.de/fileadmin/MFFJIV/Publikationen/Familie/6_Landesbericht_interaktiv.pdf
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grenzter die öffentlichen Mittel und je brei

ter das Aufgabenspektrum, desto notwen

diger werden eine qualifizierte Fachpla

nung, Steuerung und Qualitätsentwicklung 

im Verantwortungsbereich des öffentlichen 

Jugendhilfeträgers. Neben den hier ge

nannten Steuerungsmöglichkeiten gibt es 

jedoch zentrale Bereiche, auf welche die 

Kinder- und Jugendhilfe nur begrenzt Ein

fluss hat.  

 

Abbildung 2 Durch das Jugendamt steuerbare und nicht steuerbare Einflussfaktoren, die sich be
darfsgenerierend auf die Hilfen zur Erziehung auswirken  

Zu den vom öffentlichen Jugendhilfeträger 

und der Kinder- und Jugendhilfe nicht 

steuerbaren Bereichen gehören gesell
schaftliche, politische und ökonomi
sche Rahmenbedingungen, die die Le

benslagen, Biografien und familialen 

Settings des Aufwachsens von jungen 

Menschen vorstrukturieren. Wie sich die 

demografische Entwicklung darstellt, wie 

sich in einer globalisierten Welt Armutsla

gen ausprägen und wie sich familiale Mus

ter des Zusammenlebens gestalten, ist 

nicht unmittelbar von der Kinder- und Ju

gendhilfe zu beeinflussen. Vielmehr stellt 

sich die Situation genau anders dar: Die 

Kinder- und Jugendhilfe ist subsidiär ver

fasst und greift dann, wenn alle anderen 

Institutionen keine Verantwortung über

nehmen (können). Die Kinder- und Ju

gendhilfe kann ebenso wenig Kinderarmut 

verhindern, wie sie auch gesellschaftliche 

Modernisierungsprozesse (z. B. Verände

rung sozialer Nahräume) nicht aufhalten 

oder rückgängig machen kann. Die Kin

der- und Jugendhilfe ist als Ausfallbürge 

für bestimmte gesellschaftliche Entwick

lungen allerdings mit den Folgen konfron



 

18 

2 Datenkonzept und me
thodisches Vorgehen  
Ziel der Integrierten Berichterstattung in 

Rheinland-Pfalz ist die Schaffung einer 

qualifizierten Wissensbasis über Jugend

hilfeleistungsstrukturen zur Abbildung des 

Leistungsspektrums der Jugendämter in 

Rheinland-Pfalz. Die Daten bieten eine 

Grundlage für eine bedarfsgerechte und 

qualifizierte, aber auch an ökonomischen 

Kriterien orientierte Weiterentwicklung der 

Hilfesysteme auf Landesebene und in den 

einzelnen Kommunen in Rheinland-Pfalz. 

Hierzu bedarf es zum einen einer Trans

parenz über Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe unter rechtlichen, fachlichen 

und ökonomischen Kriterien und zum an

deren den Blick auf die Bedarfslagen der 

jungen Menschen und ihrer Familien, um 

die Jugendhilfepraxis entsprechend wei

terentwickeln zu können. 

Woher stammen die Daten?  

Seit Beginn des Projektes im Jahr 2002 

werden die Leistungsbereiche der Hilfen 

zur Erziehung nach Maßgabe der §§ 27 

Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII und darüber 

hinausreichende Leistungsbereiche erho

ben. Darüber hinaus werden zusätzlich 

mögliche Einflussfaktoren auf die Inan

spruchnahme von Hilfen zur Erziehung ab

gebildet.  

Der Hauptteil der Daten stammt dabei aus 

einer jährlichen vom Institut für Sozialpä

dagogische Forschung Mainz (ism 

gGmbH) durchgeführten Erhebung bei den 

rheinland-pfälzischen Jugendämtern. Die 

Datenerhebung umfasst seit dem Jahr 

2002 im Kern die folgenden Merkmale: 

• Organisation und personelle Ausstat

tung in den Sozialen Diensten der Ju

gendämter 

• Personelle Ausstattung in den Berei

chen Jugendarbeit und Jugendsozialar

beit 

• Vorhandene Plätze im Bereich der Kin

dertagesbetreuung 

• Fallzahlen erzieherischer Hilfen gem. 

§§ 27 Abs. 2, 29 bis 35 SGB VIII, i.V. 

§ 41 SGB VIII 

• Fallzahlen von Hilfen bzw. Leistungen 

gem. §§ 35a, 19, 42 SGB VIII  

• Personelle Ausstattung und Vorgänge 

im Bereich der Jugendgerichtshilfe 

• Bruttoausgaben der Jugendämter 

Hinzu kommen Grunddaten zu Beratun

gen nach §§ 16-18, 28 und 41 SGB VIII. 

Diese Daten stammen aus einer seit dem 

Jahr 2005 jährlich durchgeführten Befra

gung aller rheinland-pfälzischen Erzie

hungs- sowie Ehe-, Lebens- und Familien

beratungsstellen. 

Des Weiteren werden soziostrukturelle 

und demografische Daten im Rahmen des 

Projektes "Qualitätsentwicklung durch Be

richtswesen" ausgewertet, da gesamtge

sellschaftliche Entwicklungen (Langzeitar

beitslosigkeit, Armut, Wandel der 

Familienformen) den gesellschaftlichen 

Rahmen bilden, vor dem Jugendhilfeleis

tungen notwendig werden. Die hier zu

grundeliegenden Daten werden jährlich 
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3 Entwicklung ausgewähl
ter Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe in Rhein
land-Pfalz 
Das Projekt „Qualitätsentwicklung durch 

Berichtswesen“ befindet sich im 19. Jahr. 

Durch die kontinuierliche Berichterstattung 

seit dem Jahr 2002 ist es im Rahmen des 

Projektes möglich, landesweite und regio

nale Entwicklungstrends auch vor dem 

Hintergrund zentraler fachpolitischer wie 

fachplanerischer Neuerungen über einen 

längerfristigen Zeitraum abzubilden. Die in 

Kapitel 2 beschriebenen Erfassungsmerk

male machen deutlich, dass mittlerweile 

im Rahmen des Projektes „Qualitätsent

wicklung durch Berichtswesen“ ein breites 

Spektrum der Leistungen der Kinder- und 

Jugendhilfe abgebildet werden kann. Ein 

Großteil dieser Daten wird im vorliegenden 

Profil dargestellt, womit den rheinland-pfäl

zischen Jugendämtern eine einheitliche 

Datengrundlage zur Verfügung gestellt 

wird, die fachplanerisches Handeln und 

Steuern vor Ort unterstützt. 

Bevor in Kapitel 4 spezifische Befunde 

präsentiert werden, werden im Folgenden 

allgemeine Trends und Entwicklungen der 

Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-Pfalz 

vorgestellt. Die dargestellten Daten basie

ren auf der Erhebung von Fallzahlen, Per

sonalausstattung und Aufwendungen der 

rheinland-pfälzischen Jugendämter. 

Die Kinder- und Jugendhilfe als ein 
zentraler Bestandteil einer familien
gerechten Kommune  

Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe ist es, 

alle jungen Menschen in ihrer individuellen 

und sozialen Entwicklung zu fördern und 

Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder zu 

beraten und zu unterstützen. Darüber hin

aus ist es ihre Aufgabe, Benachteiligungen 

zu vermeiden oder abzubauen sowie Kin

der und Jugendliche vor Gefahren für ihr 

Wohl zu schützen (§ 1 SGB VIII). Hierzu 

steht der Kinder- und Jugendhilfe mit den 

Vorgaben des Sozialgesetzbuches VIII ein 

breites Spektrum an familienunterstützen

den, familienergänzenden und familiener

setzenden Hilfeangeboten zur Verfügung. 

Die Ausgestaltung dieses ausdifferenzier

ten Angebots erfolgt in den Kommunen 

unter Berücksichtigung der jeweiligen Be

darfslagen und Strukturen. Mit ihren Ange

boten und Leistungen der Beratung, Bil

dung, Förderung und individuellen 

erzieherischen Hilfen stellt die Kinder- und 

Jugendhilfe heute ein unverzichtbares 
soziales Infrastruktur- und Unterstüt
zungsangebot dar, das allen jungen Men

schen und Familien in einer Kommune zu 

Gute kommt. 

Die Kinder- und Jugendhilfe weist in ihren 

zentralen Strukturelementen eine hohe 

Kontinuität auf und ist in all ihren Hand

lungsfeldern und Leistungsbereichen in 

den letzten Jahrzehnten deutlich gewach

sen. Sie wird in ihren verschiedenen Funk

tionen öffentlich derzeit so stark wahrge

nommen und von so vielfältigen Akteuren 
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3.1 Zentrale Befunde und Ent
wicklungen in Rheinland-Pfalz 

Die Herausforderungen, die sich für die 

Jugendämter in Rheinland-Pfalz vor dem 

Hintergrund der skizzierten Entwicklungen 

der Kinder- und Jugendhilfe im Hinblick 

auf Steuerungs- und Planungsaufgaben 

ergeben, sind vielfältig. Eine valide Be

richterstattung der Entwicklungen in einer 

Kommune bildet die Grundlage fachlicher 

Planung und Steuerung der örtlichen Kin

der- und Jugendhilfe. Im Folgenden wer

den daher zunächst ausgewählte landes

weite Trends und Entwicklungslinien aus 

dem aktuellen Erhebungsjahr 2020 skiz

ziert. Im Anschluss werden in Kapitel 4 

spezifische Ergebnisse der aktuellen Erhe

bung vor dem Hintergrund sozialstrukturel

ler Besonderheiten dargestellt. 

An dieser Stelle sei noch einmal darauf 

verwiesen, dass aufgrund der Vergleich

barkeit der Daten mit den vorherigen Erhe

bungsjahren im Folgenden die Fallzahlen, 

Eckwerte, Anteile und Ausgaben in den 

genannten Leistungsbereichen der Kinder- 

und Jugendhilfe ohne die Hilfen, die für 

umA gewährt wurden, ausgewiesen wer

den. Vereinzelt wird an den entsprechen

den Stellen jedoch auf die Fallzahlen und 

Aufwendungen für diese Hilfen verwiesen.  

3.1.1 Inanspruchnahme der Hilfen 
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz  

Rückgang der Fallzahlen: Erstmals 
seit 2015 wieder weniger Hilfen zur 
Erziehung im Vergleich zum Vorjahr  

Im Jahr 2020 wurden in Rheinland-Pfalz 

29.094 Hilfen zur Erziehung gem. 

§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII gewährt. 

Im Vergleich zum Erhebungsjahr 2019 

entspricht dies einem landesweiten Rück

gang der Fallzahlen um 299 erzieherischer 

Hilfen bzw. minus 1,0 %. Der im Vorjahr 

zu beobachtende deutliche Fallzahlanstieg 

setzt sich demnach nicht weiter fort. In den 

Vorjahren sind die Fallzahlen, nach einer 

starken Expansionsphase zwischen den 

Jahren 2002 und 2011, in einem schwä

cheren Umfang angestiegen. Im Berichts

zeitraum 2014/2015 war zum letzten Mal 

ein leichter Rückgang der Fallzahl erziehe

rischer Hilfen in Rheinland-Pfalz zu be

obachten. Der aktuelle leichte Fallzahl

rückgang steht sicher nicht für eine 

Veränderung in den Bedarfslagen, son

dern steht im Zusammenhang mit den 

Lockdowns, Schulschließungen und ver

änderten Arbeitsprozessen in Jugendäm

tern und Einrichtungen. 

Neben den 29.094 dargestellten Hilfen 

wurden im Jahr 2020 weitere 1.743 Hilfen 
zur Erziehung gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 

41 SGB VIII für umA gewährt. Im Erhe

bungsjahr 2020 entfallen damit in Rhein

land-Pfalz 5,7 % aller gewährten erzieheri

schen Hilfen auf die Hilfen für umA. Dieser 

Anteil der Hilfen für umA an allen Hilfen 

zur Erziehung fällt im Vergleich zu 2019 

um 2,0 % niedriger aus. Bei den Hilfen für 

umA handelt es sich hauptsächlich um Un

terbringungen über Tag und Nacht 

gem. § 34 SGB VIII, da diese Personen
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gruppe zumeist auf familienersetzende Hil

fen angewiesen sind. Rund 63 % aller Hil

fen für umA wurden in stationärer Form 

(§§ 27 Abs. 2 stationär, 34, 35 statio

när SGB VIII) gewährt. Dieser Anteil lag im 

Jahr 2019 ebenfalls bei rund 63 %. UmA 

erhalten zunehmend auch ambulante Hil- 

fen zur Erziehung. Rund 33 % der im Jahr 

2020 gewährten Hilfen für umA sind im 

ambulanten Bereich gewährt worden. Im 

Jahr 2019 lag der entsprechende Anteil 

ebenfalls bei rund 33 %. Damit haben sich 

die Entwicklung und Verteilung der Hilfen 

zur Erziehung für umA kaum verändert. 

 

Abbildung 3 Entwicklung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII; ohne umA) in 
Rheinland-Pfalz von 2002 bis 2020 (absolute Fallzahlen) 
 
3,7 % der jungen Menschen unter 21 
Jahren erhalten eine Hilfe zur Erzie
hung in Rheinland-Pfalz 

Werden die Fallzahlen der Hilfen zur Er

ziehung in Relation zur Bevölkerung unter 

21 Jahren gesetzt, so ergibt sich im Jahr 

2020 landesweit ein Wert von 36,7 Hilfen 
gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII je 

1.000 junge Menschen im Alter von unter 

21 Jahren in Rheinland-Pfalz. Anders ge

sagt haben rund 3,7 % der rheinland-pfäl

zischen Kinder und Jugendlichen unter 21 

Jahren im Jahr 2020 eine Hilfe zur Erzie

hung erhalten.  

Im Jahr 2002 lag der Eckwert erzieheri

scher Hilfen bei rund 17 Hilfen je 1.000 

junge Menschen. Dieser Eckwert hat sich 

bis zum Betrachtungsjahr 2020 mit rund 

37 Hilfen mehr als verdoppelt. Im Jahres

vergleich 2019/2020 ist der Eckwert der 

erzieherischen Hilfen leicht um 1,1 % ge

sunken. Dieser bevölkerungsrelativierte 

Rückgang entspricht damit annähernd der 

Senkung der absoluten Fallzahlen (minus 

1,0 %).  



 

28 

 
Abbildung 4 Entwicklung der Fallzahlen nach Hilfesegmenten (ambulant, teilstationär, stationär und 
Vollzeitpflege; ohne umA) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2020 (absolute Fallzahlen) 

Fremdunterbringungen: leichter 
Fallzahlanstieg bei den stationären 
Hilfen, stagnierende Fallzahlen im 
Bereich der Vollzeitpflege 

Im Berichtsjahr 2020 sind landesweit 

5.976 stationäre Hilfen (§§ 27 Abs. 2 

stat., 34, 35 stat., 41 stat. SGB VIII) ge

währt worden. Die Fallzahlsteigerung, wel

che seit dem Erhebungsjahr 2018 zu be

obachten ist, setzt sich in leichter Form 

fort. Im Vergleich zum Jahr 2019 sind sta
tionäre Hilfen um 1,0 % gestiegen. Seit 

Beginn der Erhebung im Jahr 2002 ist eine 

Steigerung in diesem Bereich von 20,3 %    

zu verzeichnen. 

Neben den stationären Hilfen spielt mit 

Blick auf die Unterbringung junger Men

schen außerhalb ihrer Familien die Voll

zeitpflege nach § 33 SGB VIII eine zent

rale Rolle. Im Jahr 2020 wurden 

insgesamt 5.172 Hilfen gem. § 33  
SGB VIII durch die rheinland-pfälzischen 

Jugendämter gewährt. Im Vergleich zum 

Beginn der Erhebung im Jahr 2002 ist da

mit eine Steigerung der Fallzahlen in die

sem Hilfesegment um 1.906 Hilfen bzw. 

58,4 % zu beobachten. Während die Voll

zeitpflege zwischen den Erhebungsjahren 

2014 bis 2017 Fallzahlzuwächse um die 

9,4 % zu verzeichnen hatte, tritt wie auch 

schon im Vergleich der Jahre 2018/2019 

im Jahresvergleich 2019/2020 erneut eine 

Konsolidierung der Fallzahlen ein. Im Ver

gleich zum Vorjahr sind die Fallzahlen der 

Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII in 

Rheinland-Pfalz geringfügig um 7 Hilfen 

bzw. 0,1 % gestiegen.  

Nachdem in den letzten Erhebungsjahren 

eine Angleichung der Fallzahlen der statio

nären Hilfen und der Vollzeitpflege zu be

obachten war, wird durch den Anstieg der 

Fallzahlen im stationären Bereich und der 

Stagnation der Fallzahlen im Bereich der 

Vollzeitpflege der Abstand zwischen den 

beiden Hilfesegmenten tendenziell wieder 

größer (vgl. Abbildung 4). 
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Über die Hälfte der Hilfen zur Erzie
hung werden im ambulanten Be
reich gewährt  

Auch im Jahr 2020 verändert sich die Ver

teilung der Anteile der einzelnen Hilfeseg

mente im Gesamtleistungsspektrum der 

erzieherischen Hilfen kaum. Hier verdeut

licht sich weiterhin der in den letzten Jah

ren in der gesamten Kinder- und Jugend

hilfe sichtbar gewordene Paradigmen-

wechsel. Gewährt werden zunehmend fa

milienunterstützende statt familienerset

zende Maßnahmen, die den Präventions

gedanken vor den Interventionsgedanken 

stellen. Wie bereits beschrieben, haben 

sich die Fallzahlen der ambulanten Hilfen 

seit Beginn der Erhebung im Jahr 2002 

mehr als verdreifacht. Diese Expansion 

der ambulanten Hilfen hat eine erhebliche 

Veränderung der anteiligen Verteilung der 

einzelnen Hilfesegmente im Gesamtleis

tungs-spektrum der Hilfen zur Erziehung 

zur Folge. Die deutlichsten Veränderun

gen zeigen sich dabei im ambulanten und 

stationären Bereich: Wurden im Jahr 2002 

noch rund ein Drittel der Hilfen im ambu

lanten und stationären Bereich gewährt, 

so hat sich dieses Verhältnis bis zum aktu

ellen Erhebungsjahr gewandelt: Im Jahr 

2020 wurden bereits über die Hälfte der 
Hilfen (54,8 %) im ambulanten Bereich 

gewährt, der Anteil stationärer Hilfen ist 

gleichzeitig annähernd gleich geblieben. 

Lediglich in jedem fünften Fall erfolgte im 

Jahr 2020 die Unterbringung eines jungen 

Menschen in einer stationären Einrich
tung (20,5 %). Werden die ambulanten 

und teilstationären Hilfen zusammenge

nommen, so wurden in Rheinland-Pfalz im 

Jahr 2020 61,5 % aller erzieherischen Hil

fen unter Beibehaltung und Stärkung des 

familialen Bezuges gewährt. In rund 

17,8 % der Fälle wurde der junge Mensch 

im Jahr 2020 in einer geeigneten Pflege
familie untergebracht.

 
Abbildung 5 Anteilige Verteilung der Hilfen zur Erziehung nach Hilfesegmenten (ambulant, teilstatio
när, stationär und Vollzeitpflege; ohne umA) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 und 2020 (Anga
ben in Prozent) 
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Abbildung 6 Entwicklung der Ausgaben für erzieherische Hilfen (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII; 
ohne umA) in den Jahren 2005 bis 2020 in Rheinland-Pfalz (Angaben in Mio. Euro) 
 
 
Aufwendungen für die Unterbrin
gung junger Menschen außerhalb 
ihrer Familien machen mit rund 
69 % den Großteil der Aufwendun
gen erzieherischer Hilfen aus 

Werden die 501,1 Millionen Euro, die lan

desweit im Jahr 2020 in erzieherische Hil

fen investiert wurden, näher betrachtet, so 

zeigt sich, dass rund 346,2 Millionen Euro 

auf die Unterbringung junger Menschen in 

einer stationären Einrichtung 

(§ 34 SGB VIII) bzw. einer Pflegefamilie 

(§ 33 SGB VIII) entfallen. Dies entspricht 

einem Anteil von 69,1 % der Gesamtaus

gaben erzieherischer Hilfen. Der Großteil 

der Ausgaben fällt dabei mit rund 270,3 

Millionen Euro im Bereich der stationären 

Hilfen nach § 34 SGB VIII. Die stationä
ren Hilfen nach § 34 SGB VIII machen 

 
5 Die Anteile der Ausgaben für die verschiedenen Hilfesegmente ergeben in der Summe nicht 100 %, da in die Berechnung der 
Anteile die Ausgaben für die Hilfen nach § 35 (amb., teilstat., stat.) SGB VIII und § 27 Abs. 2 (amb., teilstat., stat.) SGB VIII nicht 
mit einberechnet wurden. 

somit über die Hälfte aller Aufwendun
gen aus (54,0 %), während auf den Be

reich der Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) 

15,1 % und damit 75,9 Millionen Euro ent

fallen. Die stationären Hilfen sind damit im 

Gesamtspektrum der Hilfen zur Erziehung 

der mit Abstand größte Einzelposten.  

Im Vergleich dazu werden im Bereich der 

ambulanten Hilfen (§§ 29-31 SGB VIII) 

etwa 97,0 Millionen Euro ausgegeben, 

was einem Anteil von rund 19,3 % ent

spricht. Auf den Bereich der teilstationä
ren Hilfen (§ 32 SGB VIII) entfallen - ent

sprechend der deutlich niedrigeren 

Fallzahlen - 46,0 Millionen Euro und damit 

9,2 % der Gesamtausgaben für erzieheri

sche Hilfen.5  

Während über die Hälfte der erzieheri

schen Hilfen im ambulanten Bereich ge
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währt wird, entfällt lediglich rund ein Fünf

tel der Gesamtausgaben auf diese Hilfen. 

Im Gegensatz dazu wird zwar nur jede 

fünfte Hilfe im stationären Bereich ge

währt, allerdings machen diese Hilfen über 

die Hälfte der Aufwendungen der Hilfen 

zur Erziehung aus. Damit wird die beson

dere Bedeutung der stationären Hilfen für 

die Höhe der Gesamtausgaben in den ein

zelnen Kommunen deutlich.  

 

 
Abbildung 7 Anteil der Ausgaben für die einzelnen Hilfesegmente an allen Ausgaben für die Hilfen 
zur Erziehung in Rheinland-Pfalz im Jahr 2020 (Angaben in Prozent) 

Pro jungem Menschen werden in 
Rheinland-Pfalz rund 633 Euro für 
Hilfen zur Erziehung aufgewendet 

Werden die Gesamtaufwendungen im Be

reich der erzieherischen Hilfen 

(§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) in Rela

tion zur relevanten Bevölkerungsgruppe 

gesetzt, so ergeben sich landesweit Auf

wendungen von rund 633 Euro pro 

Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren. Im 

Jahr 2005 lag der entsprechende Wert 

noch bei rund 262 Euro. Die Pro-Kopf-Auf

wendungen haben sich damit seither mehr 

als verdoppelt (plus 141,9 %). Im Ver

gleich zum Vorjahr ist eine Zunahme der 

Ausgaben pro jungen Menschen um rund 

50 Euro bzw. 8,6 % zu beobachten. Diese 

Steigerung liegt deutlich oberhalb der Stei

gerung des Eckwerts der Hilfen zur Erzie

hung (minus 1,1 %). 

Analog zu den beobachteten interkommu

nalen Unterschieden der Inanspruchnah

mequote erzieherischer Hilfen zeigen sich 

auch hinsichtlich der Pro-Kopf-Ausgaben 

erhebliche Unterschiede zwischen den 
kreisfreien und kreisangehörigen Städ
ten sowie den Landkreisen. Die kreisan

gehörigen und kreisfreien Städte weisen 

mit knapp 874 bzw. 818 Euro pro Kind/ Ju

gendlichem unter 21 Jahren deutlich hö

here Pro-Kopf-Ausgaben auf als die Land

kreise mit rund 547 Euro (vgl. 

Abbildung 8).  

In der langfristigen Entwicklung seit 



 

 
33 

dem Jahr 2005 haben sich die Pro-Kopf-

Ausgaben in den Landkreisen mehr als 

verdoppelt. In den kreisangehörigen Städ

ten liegen die Ausgaben pro jungem Men

schen unter 21 Jahren im Jahr 2020 um 

das ca. 2,7-fache über dem Ausgangswert 

des Jahres 2005. In den kreisfreien Städ

ten, die im Jahr 2005 auf einem deutlich 

höheren Niveau gestartet sind, ist im glei

chen Zeitraum ein Zuwachs um das 1,9-

fache zu beobachten.  

Im Vergleich zum Vorjahr haben die 

Landkreise mit einem Plus von rund 9,6 % 

die größten Zuwächse der Pro-Kopf-Aus

gaben zu verzeichnen, gefolgt von den 

kreisfreien Städten mit einem Plus von 

8,0 % und den kreisangehörigen Städten 

(plus 1,7 %). Wie bereits in den Vorjahren 

fällt die Entwicklung der Pro-Kopf-Aus
gaben in den einzelnen Jugendamtsbe
zirken sehr unterschiedlich aus: So wei

sen eine ganze Reihe der rheinland-

pfälzischen Jugendämter einen teils deutli

chen Anstieg der Pro-Kopf-Ausgaben von 

bis zu 24,1 % auf, während zahlreiche an

dere Kommunen gleichzeitig einen Rück

gang der Ausgaben pro Kind bzw. Jugend

lichem unter 21 Jahren um bis zu minus 

15,4 % zu verzeichnen haben.

 

 
Abbildung 8 Entwicklung der Pro-Kopf-Ausgaben für erzieherische Hilfen (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 
SGB VIII: ohne umA) je Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren in den Jahren 2005 bis 2020 in Rhein
land-Pfalz (Angaben in Euro) 
 
 
3.1.3 Personal(-ressourcen) in den 
rheinland-pfälzischen Jugendäm
tern 

Erneuter Ausbau der Personalres
sourcen in den Jugendämtern um 
rund 4 %  

Das Jugendamt hat sich zu einer bedeut

samen Fachbehörde für junge Menschen 

und ihre Familien entwickelt. Ob es um 

den Ausbau der Kindertagesbetreuung 

oder der Frühen Hilfen geht, die Verbesse



 

 
35 

 
Abbildung 9 Entwicklung der Personalstellen in den Sozialen Diensten der Jugendämter (ASD, PKD, 
JGH, HiH, TuS) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2020  
 
 
Werden die Personalstellen in den Sozia

len Diensten in Bezug zur Bevölkerungs

gruppe der unter 21-Jährigen gesetzt, so 

existiert in Rheinland-Pfalz im Jahr 2020 

rund eine Vollzeitstelle je 1.000 Kinder 
und Jugendliche unter 21 Jahren. Im 

Vergleich zum Vorjahr ist damit der Eck

wert - ähnlich der Entwicklung der absolu

ten Personalstellen - um 4,3 % angestie

gen. Ein Anstieg des Personalstellen-

eckwerts ist dabei insbesondere in den 

Landkreisen zu beobachten, wohingegen 

dieser Anstieg in den kreisfreien sowie 

kreisangehörigen Städten etwas geringer 

ausfällt.  

Die bereits bei der Inanspruchnahme er

zieherischer Hilfen beschriebenen inter

kommunalen Unterschiede zeigen sich 

auch bei der Personalausstattung der Ju

gendämter. Die kreisfreien und kreisange

hörigen Städte weisen mit 1,34 bzw. 1,32 

Vollzeitstellen je 1.000 unter 21-Jährige 

deutlich höhere Eckwerte auf als die Land

kreise mit 0,89 Stellen. 

Durch die Ausweitung der Personal
ressourcen wird das Verhältnis von 
Personalstellen und Fällen (Arbeits
volumen pro Vollzeitstellenäquiva
lent) etwas günstiger 

An dieser Stelle wird ein rechnerischer 

Wert angegeben, der das Verhältnis von 

Fällen und Personalstellen in den Sozialen 

Diensten in Rheinland-Pfalz beschreibt. 

Die Fälle setzen sich zusammen aus den 

Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-

35, 41 SGB VIII), den Eingliederungshil
fen inkl. Frühförderfälle (§ 35a SGB VIII) 

sowie den Inobhutnahmen 

(§42 SGB VIII), jeweils ohne umA. Die 

Personalstellen beinhalten Stellen des All
gemeinen Sozialen Dienstes (ASD) so

wie der Jugendgerichtshilfe (JGH), des 

Pflegekinderdienstes (PKD), der Hilfen 
im Heim (HiH) und die Spezialdienste für 
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Abbildung 10 Anzahl der Fälle (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 35a, 41, 42 SGB VIII, inkl. Frühförderfälle, ohne 
umA) pro Vollzeitstellenäquivalent in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, HiH, TuS) in Rheinland-
Pfalz in den Jahren 2019 und 2020 im Vergleich  
 

3.1.3.1. Die Schulsozialarbeit nach § 
13 SGB VIII gewinnt über die Jahre 
an Bedeutung 

Im Jahr 2020 gibt es in Rheinland-Pfalz 

rund 473 Vollzeitstellenäquivalente im Be

reich der schulbezogenen Jugendsozialar

beit/Schulsozialarbeit. Das sind rund 244 

Stellen mehr als im Jahr 2010. Die Perso

nalstellen haben sich somit mehr als ver

doppelt (plus 106,7 %). Auch im Vergleich 

zum Vorjahr zeigt sich ein Anstieg der Per

sonalstellen (s. Abbildung 10). Der Ausbau 

der Schulsozialarbeit hat sich in der Kin

der- und Jugendhilfe zu wichtigen Hand

lungsfeld zur Herstellung von mehr Bil

dungsgerechtigkeit, zur 

Armutsfolgenbekämpfung und der Ausge

staltung von Schule zu einem Lebens- und 

Lernort für junge Menschen entwickelt. 
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4  Profil für Rheinland-Pfalz 

In Kapitel 4 werden die Daten für das ge

samte Land Rheinland-Pfalz sowie die 

durchschnittlichen Eck- und Anteilswerte 

der kreisangehörigen und kreisfreien 

Städte und der rheinland-pfälzischen 

Landkreise dargestellt und kommentiert.6 

In Kapitel 4.1 werden zunächst aktuelle 

Befunde zu bedeutsamen soziostrukturel

len Belastungsfaktoren für die Kinder- und 

Jugendhilfe dargestellt. Dazu gehören 

kurz- und langfristige Erwerbslosigkeit so

wie der Bezug von Sozialleistungen ge

mäß SGB II durch junge Menschen. Kapi

tel 4.2 beschreibt die demografische 

Entwicklung der Altersgruppen junger 

Menschen. Durch diese beiden Kapitel 

werden die in Kapitel 4.3 vorgestellten 

zentralen Leistungsdaten der Kinder- und 

Jugendhilfe gerahmt. Bei der Interpretation 

dieser Leistungsdaten gilt zu berücksichti

gen, dass diese nicht nur durch die darge

stellten soziostrukturellen Belastungsfakto

ren, sondern auch durch weitere Faktoren 

beeinflusst werden können, beispielsweise 

durch die Hilfegewährungspraxis oder die 

konzeptionelle Ausrichtung in den Jugend

ämtern. 

 

 
 

 
6 Im vorliegenden Profil werden alle Zahlen jeweils nur mit einer bzw. maximal zwei Dezimalstellen hinter dem Komma 
angegeben, wobei die zugrundeliegenden Berechnungen der Eckwerte und Anteile automatisch mit mehreren Dezimalstellen 
hinter dem Komma erfolgt sind. Dadurch können sich beim Nachrechnen mit den abgebildeten Zahlen Abweichungen zu den 
Eckwerten und Prozenten ergeben. 

4.1 Soziostrukturelle Belas
tungsfaktoren 

Nachfolgend werden ausgewählte sozio

strukturelle Indikatoren dargestellt, die ei

nen Einfluss auf die Inanspruchnahme von 

erzieherischen Hilfen haben können. Die

ser Zusammenhang ist darin begründet, 

dass Familien in ökonomisch prekären Si

tuationen besonderen Belastungen ausge

setzt sind, durch die ein erhöhter Unter

stützungsbedarf für junge Menschen und 

ihre Familien entsteht, sodass die Kinder- 

und Jugendhilfe aktiv wird. 

Die Anzahl an Personen, die in Bedarfsge

meinschaften nach dem SGB II leben (be

zogen auf alle unter 65-Jährigen) ist dabei 

ein wichtiger Indikator für den Anteil der 

Personen, die in einer Kommune von Ar

mut bedroht sind. Zu dieser Personen

gruppe gehören auch Kinder unter 15 Jah

ren, die Sozialgeld erhalten (bitte 

beachten Sie hierzu den Hinweis auf der 

folgenden Seite). Die Knappheit finanziel

ler Mittel kann sich dabei auf verschiedene 

Lebensbereiche auswirken und so direkt 

oder indirekt die Entwicklung von Kindern 

und Jugendlichen beeinflussen. Auch ihre 

gesellschaftliche Teilhabe kann dadurch 

gefährdet sein. Wissenschaftliche Studien 

zeigen beispielweise, dass Kinder aus ar

mutsgefährdeten Familien häufiger in der 

Schule fehlen, niedrigere Bildungsab
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2016: 9). Die Herausnahme dieser Perso

nengruppe hat einen Rückgang des Sozi

algeld-Bezugs in der Berichterstattung zur 

Folge. Ein zentraler Indikator zur Armuts- 

 

gefährdung ist daher der Indikator "Perso

nen in Bedarfsgemeinschaften", da in die

sem weiterhin alle relevanten Personen

gruppen abgebildet werden. 

Tabelle 1 Bezug von ALG I (Empfangende pro 1.000 Menschen zwischen 15 und unter 65 
Jahren) und ALG II (Empfangende pro 1.000 Menschen zwischen 15 und unter 65 Jahren) 

 ALG I ALG II 

 2020 
2019 bis 

2020 
in % 

2007 bis 
2020 
in % 

2020 
2019 bis 

2020 
in % 

2007 bis 
2020 
in % 

Niedrigster/höchster 
Wert kreisangehö
rige Städte 

17,5 / 
20,3   59,0 / 

127,4   

Niedrigster/höchster 
Wert Landkreise 

12,4 / 
22,5   25,7 / 56,0   

Niedrigster/höchster 
Wert kreisfreie 
Städte 

15,7 / 
24,8   69,2 / 

144,6   

Niedrigster/höchster 
Wert RLP 

12,4 / 
24,8   25,7 / 

144,6   

Ø kreisangehörige 
Städte 19,5 34,1 -5,9 102,5 -1,3 -19,8 

Ø Landkreise 17,9 35,7 -3,3 41,3 1,3 -26,8 

Ø kreisfreie Städte 19,5 35,9 11,3 93,3 2,2 -5,3 

Ø RLP gesamt 18,4 35,7 0,3 58,2 1,6 -18,2 
 

 
Seitdem die Bezugsquote von Arbeitslo
sengeld I aufgrund der Wirtschaftskrise 

zwischen den Jahren 2008 und 2009 deut

lich anstieg, ist ein Rückgang der Inan

spruchnahme festzustellen, der sich seit 

dem Jahr 2019 nicht mehr fortsetzt. Im 

Jahr 2020 ist ein deutlicher Anstieg festzu

stellen. Dieser begründet sich hauptsäch

lich in der COVID-19-Pandemie und den 

Folgen auf den Arbeitsmarkt. Insgesamt 

erhielten in Rheinland-Pfalz etwa 18 von 

1.000 Personen zwischen 15 und unter 65 

Jahren Arbeitslosengeld I. Im Vergleich 

zum Vorjahr stieg der Eckwert damit um 

ca. 36 %, im Vergleich zu 2007 ist er je

doch annähernd gleich geblieben (plus 

0,3 %). Die höchste Ausprägung nahm der 

Eckwert mit rund 19,5 Punkten in den 

kreisangehörigen und kreisfreien Städten 

an. Mit rund 18 Eckwertpunkten weisen 

die Landkreise einen geringeren Anteil an 

Personen im Arbeitslosengeld I Bezug auf 

als die Städte. Im Vergleich zum Vorjahr 

ist der Eckwert in den kreisfreien Städten 

mit 35,9 % am stärksten angestiegen. Die 
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4.2 Demografische Trends – 
Bevölkerungsentwicklung und 
Bevölkerungsprognose  

Bevor die landesweite und kommunale 

Sozialstruktur in Rheinland-Pfalz darge

stellt wird, erfolgt an dieser Stelle zunächst 

eine Beschreibung der allgemeinen Bevöl

kerungsentwicklung. Nach dem zweiten 

Weltkrieg stieg die Bevölkerungszahl in 

Westdeutschland von 46 Millionen auf 62 

Millionen im Jahr 1974. Die Ursache dafür 

lag u.a. in steigenden Geburtenzahlen (der 

sog. „Babyboom“) sowie verschiedenen 

Einwanderungswellen von Vertriebenen, 

DDR-Flüchtlingen, Ausländerinnen und 

Ausländern. Mit dem beginnenden Gebur

tenrückgang im Jahr 1964 (der sog. „Pil

lenknick“), dem Rückgang der Zuwande

rung aufgrund des Mauerbaus im Jahr 

1961 und dem Anwerbestopp von Auslän

derinnen und Ausländern im Jahr 1973 

stabilisierte sich die Bevölkerungszahl 

Westdeutschlands zwischen 61 und 62 

Millionen. In Ostdeutschland wuchs die 

Bevölkerung analog zur Entwicklung in an

deren Ländern innerhalb der ersten drei 

Nachkriegsjahre. Danach war die Entwick

lung der Bevölkerungszahl ausschließlich 

von Abwanderung geprägt. Nach der Wie

dervereinigung Deutschlands stabilisierte 

sich die Bevölkerungsgröße bis Ende der 

1990er auf rund 82 Millionen Personen 

(Geißler 2008). Der Wandel demografi

scher Strukturen ist so gesehen nicht ein 

Sonderfall gesellschaftlicher Entwicklung, 

sondern der Normalzustand.  

Die Bezeichnung "demografischer Wan

del" bezieht sich auf spezifische Beobach

tungen, die in den letzten Jahren und 

Jahrzehnten verstärkt gemacht wurden: 

Bevölkerungsrückgang aufgrund einer 

niedrigeren Geburten- als Sterberate, ein 

steigendes Durchschnittsalter aufgrund 

steigender Lebenserwartung und eine 

durch Migrationsbewegungen vielfältiger 

werdende Bevölkerung. Zwar kann eine 

gestiegene Zuwanderung das Vermindern 

der Bevölkerungszahl abmildern, aller

dings nicht vollständig kompensieren (vgl. 

BMFSFJ 2013: 80). 

Der Rückgang der Kinderzahlen im ersten 

Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts hat dazu 

geführt, dass der demografische Wandel 

als Rahmenbedingung für das Aufwach

sen von Kindern und Jugendlichen, aber 

auch für die Planungen im Rahmen der 

Kinder- und Jugendhilfe verstärkt in den 

Blick geraten ist (vgl. Böllert 2017; 

BMFSFJ 2013: 79ff.). Die Analyse der Be

völkerungsstruktur ist ein wesentlicher Be

standteil der Jugendhilfeplanung im Be

reich der Kinder- und Jugendhilfe. 

Allerdings bedeuten „mehr oder weniger 

Kinder“ nicht zwangsläufig „mehr oder we

niger Hilfen zur Erziehung“ – zu viele an

dere Faktoren beeinflussen die Inan

spruchnahme erzieherischer Hilfen. In den 

letzten Jahren ist vermehrt eine anstei

gende Geburtenquote und damit einherge

hend eine ansteigende Anzahl junger 

Menschen unter 3 Jahren beobachtbar. 

Das Statistische Bundesamt erklärt diese 
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4.3 Hilfen zur Erziehung  

Im folgenden Abschnitt wird näher auf die 

Inanspruchnahme der Hilfen zur Erzie

hung gesamt und differenziert nach Hil

fesegmenten sowie auf die Anteile der ein

zelnen Hilfearten an allen Hilfen zur 

Erziehung eingegangen und die oben auf

gezeigten Entwicklungen detaillierter be

schrieben. In zwei weiteren Unterpunkten 

werden die durchschnittliche Dauer der im 

Jahr 2020 beendeten Hilfen zur Erziehung 

und die Pro-Kopf-Bruttoausgaben für die 

Hilfen zur Erziehung abgebildet. 

Hinweis: Wie in Kapitel 2 "Datenkonzept 

und methodisches Vorgehen" beschrie

ben, sind Hilfen für umA nicht in den Fall

zahlen zu den Hilfen zur Erziehung, wie 

sie im Folgenden berichtet werden, einge

rechnet. Die Zahlen zu dieser Adressaten

gruppe sind eigens in einem Exkurs aus

gewiesen (siehe Kapitel 4.12).

 

 
Abbildung 14 Fallzahlen in den einzelnen Hilfesegmenten in den Jahren 2002 und 2020 in Rhein
land-Pfalz 

 
 
In Kapitel 3 wurden die langfristigen und 

aktuellen Entwicklungen der Hilfen zur Er

ziehung gem. §§ 27 Abs. 2, 29-35, 

41 SGB VIII in Rheinland-Pfalz bereits 

ausführlich beschrieben. In dieser Darstel

lung zeigt sich, dass im Jahr 2020 in 

Rheinland-Pfalz 29.094 Hilfen zur Erzie

hung gewährt wurden und damit 13.724 

Hilfen bzw. rund 89,3 % mehr als noch im 

Jahr 2002. Die im Zeitraum zwischen 2002 

und 2020 zu beobachtenden Fallzahlstei

gerungen sind dabei zu einem Großteil auf 

den starken Ausbau der ambulanten Hilfen 

(§§ 27 Abs. 2 amb., 29-31, 35 amb., 

41 amb. SGB VIII) zurückzuführen. Diese 

sind seit dem Beginn der Erhebung im 

Jahr 2002 um 10.784 Hilfen und damit um 

knapp 209 % angestiegen. Die anderen 
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Hilfesegmente der erzieherischen Hilfen 

haben im gleichen Zeitraum deutlich nied

rigere Fallzahlzuwächse bzw. sind in den 

Betrachtungsjahren relativ stabil geblie

ben: teilstationäre Hilfen minus 1,7 %; sta

tionäre Hilfen plus 20,3 %; Vollzeitpflege 

plus 58,4 %.  

4.3.1 Relative Inanspruch
nahme (Eckwert) der Hilfen zur 
Erziehung 

Die langfristige Entwicklung der Inan

spruchnahme der Hilfen zur Erziehung 

(§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) pro 

1.000 junge Menschen unter 21 Jahren in 

Rheinland-Pfalz zeigt im Zeitraum von 

2002 bis einschließlich 2014 eine kontinu

ierliche Steigerung. Im Jahr 2015 war erst

malig seit Beginn der Erhebung ein Rück

gang des Eckwerts auf 33,8 gewährte 

Hilfen pro 1.000 unter 21-Jährige zu be

obachten und blieb in den beiden Folge

jahren 2016 und 2017 nahezu unverän

dert. Im Jahr 2020 ist dieser Eckwert 

erstmals seit 2015 wieder leicht gesunken 

(minus 1,1 %).  

Wie im Zuge der Beschreibung der sozio

strukturellen Belastungsfaktoren im voran

gehenden Abschnitt 4.1 kurz angespro

chen, lassen sich bei der Betrachtung der 

Eckwerte deutliche Unterschiede zwischen 

den Landkreisen sowie den kreisfreien 

und großen kreisangehörigen Städten be

obachten. Letztere weisen im Zeitraum 

zwischen 2002 bis 2020 durchweg einen 

fast doppelt so hohen Eckwert auf wie die 

Landkreise. Zudem liegt seit dem Jahr 

2010 der Eckwert der kreisangehörigen 

Städte über dem der kreisfreien Städte. 

 

 

  
Abbildung 15 Entwicklung der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII) im Landes
durchschnitt, im Durchschnitt der Landkreise, der kreisfreien und kreisangehörigen Städten in Rhein
land-Pfalz in den Jahren 2002 bis 2020 (pro 1.000 junge Menschen unter 21 Jahren)  
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4.3.2 Binnenstruktur der Hilfen 
zur Erziehung 

Im folgenden Abschnitt wird näher auf die 

Anteile der einzelnen Hilfearten an allen 

Hilfen zur Erziehung eingegangen. Hierzu 

wird zunächst in einem Überblick auf die 

Entwicklung des Anteils der verschiede

nen Hilfesegmente an allen Hilfen zur Er

ziehung hingewiesen, bevor anschließend 

die Anteile der einzelnen Hilfesegmente 

und deren Entwicklung einzeln dargestellt 

werden.  

 

 
Abbildung 16 Verteilung der Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und Vollzeitpflege) der 
Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz in den Jahren Jahre 2002 und 2020 

 

Die obenstehende Abbildung zeigt die 

Verteilung der Hilfesegmente in Rhein

land-Pfalz. Im Jahr 2002 wurde rund ein 

Drittel (33,6 %) der Hilfen zur Erziehung 

als ambulante Hilfen in Anspruch genom

men. Bis zum Jahr 2020 ist deren Anteil 

an allen Hilfen zur Erziehung auf über die 

Hälfte (54,8 %) gestiegen. Entsprechend 

der Steigerung des Anteils der ambulanten 

Hilfen zur  

 

 

Erziehung sind die Anteile der anderen 

Hilfeformen zurückgegangen: Die teilstati

onären Hilfen sinken im selben Zeitraum 

von 12,9 % im Jahr 2002 auf 6,7 % im 

Jahr 2020 und die stationären Hilfen von 

32,3 % auf 20,5 %. Der Anteil der Vollzeit

pflege verändert sich dahingehend nur 

moderat. Durch eine absolut gewachsene 

Fallzahl sinkt der Anteil der Vollzeitpflegen 

an allen Hilfen zur Erziehung von 2002 

von 21,2 % auf 17,8 %. 
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4.3.3 Durchschnittliche Dauer 
der beendeten Hilfen zur Erzie
hung 

Im Folgenden wird die durchschnittliche 

Dauer der Hilfen zur Erziehung (§§ 29-34, 

41 SGB VIII, ohne umA) im Vergleich der 

Jahre 2014, 2017 und 2020 betrachtet. 

Die durchschnittliche Dauer der Sozialen 

Gruppenarbeit (§ 29 SGB VIII) liegt im 

Jahr 2020 bei rund 18 Monaten. Dies ist 

eine deutliche Steigerung gegenüber dem 

Jahr 2014 (14,7 Monate). Bei 13,6 Mona

ten liegt die durchschnittliche Dauer von 

Erziehungsbeistandschaften/Betreuungs

helfern (§ 30 SGB VIII).  

Gegenüber 2014 bedeutet dies eine Stag

nation der Dauer (plus 0,1 Monate). Die 

längste durchschnittliche Dauer der ambu

lanten Hilfen weist die Sozialpädagogische 

Familienhilfe mit 18,7 Monaten auf. Auch 

hier zeigt sich gegenüber 2014 eine 

leichte Steigerung. Der Blick auf die durch

schnittliche Dauer von Tagesgruppen 

(§ 32 SGB VIII) verdeutlicht, dass diese im 

Zeitraum 2014 bis 2020 um 1,1 Monate 

sank. Die Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) 

hat im Jahr 2020 eine durchschnittliche 

Dauer von 37,4 Monaten bei Beendigung 

der Hilfe. Dies entspricht einer Steigerung 

von 4,2 Monaten im Vergleich zum Erhe

bungsjahr 2014. 

 
Abbildung 18 Durchschnittliche Dauer der im jeweiligen Jahr beendeten Hilfen zur Erziehung (§§ 29-
34 SGB VIII) in Rheinland-Pfalz im Vergleich der Jahre 2014, 2017 und 2020 (Angaben in Monaten)8 

 
8 Erfasst wurde die Anzahl der in den Jugendämtern beendeten Hilfen mit einer Dauer von bis zu drei Monaten, von drei bis unter 
sechs Monaten, von sechs bis unter zwölf Monaten, von zwölf bis unter 18 Monaten, von 18 bis unter 24 Monaten, von 24 bis 
unter 36 Monaten, von drei bis unter fünf Jahren und länger als fünf Jahre, differenziert nach den einzelnen Paragraphen. Für 
Hilfen, bei denen in der Rubrik Dauer „länger als 5 Jahre“ verzeichnet ist, werden für die Soziale Gruppenarbeit, die Erziehungs
beistandschaft/Betreuungshelfer, SPFH, Tagesgruppe und die Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung Durchschnittswerte 
von 5,5 Jahren angenommen. Bei den Hilfen gem. § 34 und § 33 (Vollzeitpflege) wurde in dieser Rubrik eine Dauer von sieben 
Jahren bei den betreffenden Fällen angenommen, da davon auszugehen ist, dass die Fälle dieser Kategorie tatsächlich zu einem 
wesentlichen Anteil länger als fünf Jahre andauern. Die Angaben der Hilfen nach § 34 SGB VIII beinhalten sowohl die Dauern 
der Hilfen im Heim als auch die der betreuten Wohnformen. In die Berechnung der Durchschnittswerte der Dauern wurden nur 
Rubriken einbezogen, die im jeweiligen Jahr für eine bestimmte Hilfe mindestens zehn Fälle zählten. In die Berechnung der 
Durchschnittswerte von Rheinland-Pfalz, den kreisfreien Städten, Landkreisen und kreisangehörigen Städten mit eigenem Ju
gendamt sind jedoch alle beendeten Fälle der jeweiligen Gruppe einbezogen worden. 
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4.3.4 Pro-Kopf-Bruttoausgaben 
für Hilfen zur Erziehung 

Wie die nachfolgende Grafik veranschau

licht, sind die Pro-Kopf-Bruttoausgaben für 

die Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 29-

35, 41 SGB VIII) in Rheinland-Pfalz in 

den Jahren 2005 bis 2020 kontinuierlich 

gestiegen. Bei genauerer Betrachtung zei

gen sich jedoch deutliche Unterschiede 

zwischen den Landkreisen, den kreisfreien 

und den kreisangehörigen Städten.  

 

 

 

 
Abbildung 19 Entwicklung der Pro-Kopf-Bruttoausgaben für die Hilfen zur Erziehung (§§ 27 Abs. 2, 
29-35, 41 SGB VIII) in den Landkreisen, kreisfreien und kreisangehörigen Städten in Rheinland-Pfalz 
und im Landesdurchschnitt in den Jahren 2005 bis 2020 (in Euro)9  

 
Die durchschnittlichen Ausgaben für Hilfen 

zur Erziehung pro junger Mensch unter 21 

Jahren der Gesamtbevölkerung betragen 

im Jahr 2020 rund 633 Euro in Rheinland-

Pfalz. Während die Landkreise im Durch

schnitt im Jahr 2020 rund 547 Euro pro 

unter 21-Jährigen aufwenden, liegen die 

Pro-Kopf-Bruttoausgaben in den kreis

freien Städten mit rund 818 Euro und in 

den kreisangehörigen Städten mit rund 

874 Euro deutlich über dem landesweiten 

Vergleichswert. Die Pro-Kopf-Bruttoausga

ben sind in allen Aggregaten im Vergleich 

zum Vorjahr angestiegen.  

  

 
9 Für das Jahr 2015 sind für Rheinland-Pfalz die Pro-Kopf-Ausgaben inklusive der Aufwendungen für umA angegeben, da in 
diesem Erhebungsjahr keine differenzierte Angabe der Aufwendungen für umA möglich war. 



 

86 

4.4 Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII  

Neben den Hilfen zur Erziehung spielt die 

Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII 

für junge Menschen mit (drohender) seeli

scher Behinderung eine bedeutende Rolle 

im Leistungsspektrum der Kinder- und Ju

gendhilfe. Sie wird jungen Menschen ge

währt deren seelische Gesundheit mit ho

her Wahrscheinlichkeit länger als sechs 

Monate von dem für ihr Lebensalter typi

schen Zustand abweicht und deren Teil

habe am Leben in der Gesellschaft beein

trächtigt ist oder wenn eine solche 

Beeinträchtigung zu erwarten ist. 

Die in der folgenden Abbildung dargestell

ten Entwicklungen zeigen, dass die Anzahl 

der Hilfen in den letzten Jahren deutlich 

gestiegen ist. Im Jahr 2020 wurden insge

samt 8.006 Eingliederungshilfen gem. 

§ 35a SGB VIII gewährt. Die Gesamtfall

zahl in Rheinland-Pfalz sinkt im Vergleich 

zum Vorjahr leicht um 0,5 % (42 Fälle). 

Die landesweite Entwicklung der Fallzahl 

stellt sich regional deutlich differenziert 

dar: Fallzahlzuwächse im Jahresvergleich 

2019/2020 sind in den Landkreisen zu be

obachten. Innerhalb eines Jahres haben 

die Fallzahlen hier von 5.923 auf 6.034 

Hilfen zugenommen, was einer Steigerung 

von 1,9 % entspricht. In den kreisfreien 

und kreisangehörigen Städten sind die 

Fallzahlen der Eingliederungshilfen leicht 

um 127 bzw. 26 Hilfen zurückgegangen 

(minus 7,1 % bzw. minus 7,9 %).

 

 
Abbildung 20 Entwicklung der Fallzahlen der Eingliederungshilfen (§ 35a SGB VIII) in den Jahren 
2002 bis 2020 (laufend und beendet; absolut; ohne umA)   
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4.4.1 Relative Inanspruch
nahme (Eckwert) der Eingliede
rungshilfe inkl. Frühförderung  

Werden die Fallzahlen der Eingliederungs

hilfen gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühför

derfälle) auf die Bevölkerung unter 21 Jah

ren bezogen, so liegt der Eckwert im Jahr 

2020 in Rheinland-Pfalz bei 10,1. Etwas 

unter dem landesweiten Durchschnitt lie

gen die Eckwerte der kreisfreien und kreis

angehörigen Städte mit jeweils 8,1 bzw. 

8,0. Die Landkreise hingegen weisen ei

nen leicht überdurchschnittlichen Eckwert 

von 11,0 auf.  

Seit 2002 ist der Eckwert landesweit um 

68,5 %, in den Landkreisen um 74,7 %, in 

den kreisfreien Städten um 50,4 % und in 

den kreisangehörigen Städten um 99,6 % 

gestiegen. Es zeigen sich also in allen Ag

gregaten deutliche Steigerungsraten. Eine 

Interpretation der prozentualen Entwick

lung des Eckwerts zwischen 2002 und 

2020 sollte aufgrund der geringen Fallzah

len des Ausgangsjahres nur unter Vorbe

halt stattfinden.  

Tabelle 26 Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderung) pro 1.000 junge 
Menschen bis 21 Jahren  
 2020 2019 bis 2020 

in % 
2002 bis 2020 

in % 
Niedrigster/höchster Wert 
kreisangehörige Städte 6,5 / 10,7     

Niedrigster/höchster Wert 
Landkreise 4,1 / 19,5   

Niedrigster/höchster Wert 
kreisfreie Städte 4,8 / 12,4     

Niedrigster/höchster Wert 
RLP 4,1 / 19,5   

Ø kreisangehörige Städte 8,0 -8,8 99,6 

Ø Landkreise 11,0 2,0 74,7 

Ø kreisfreie Städte 8,1 -7,4 50,4 

Ø RLP gesamt 10,1 -0,6 68,5 

Im Gegensatz zum langfristigen Trends ist 

im Jahresvergleich 2019 und 2020 landes

weit der Eckwert der Eingliederungshilfen 

gesunken (minus 0,6 %). In den kreis

freien Städten ist ein Rückgang des Eck

werts um 7,4 % zu verzeichnen, während 

er in den kreisangehörigen Städten um 

8,8 % sinkt. In den Landkreisen zeigt sich 

ein leichter Anstieg des Eckwerts der Ein

gliederungshilfen um 2,0 %. 
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4.4.2 Durchschnittliche Dauer 
der beendeten Eingliederungs
hilfen 

Die durchschnittliche Dauer der beendeten 

Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 

liegt im Jahr 2020 bei 24,0 Monaten. Die 

längste Durchschnittsdauer kann für die 

kreisfreien Städte konstatiert werden 

(25,7 Monate), während die durchschnittli

che Dauer in den kreisangehörigen Städ

ten (25,5 Monate) und den Landkreisen 

(23,2 Monate) etwas darunter liegt. 

 

 

 

Tabelle 27 Durchschnittliche Dauer der im Jahr 2019 und 2020 beendeten Eingliederungs
hilfen gem. § 35a SGB VIII (in Monaten)12 
 2019 2020 
Niedrigster/höchster Wert kreisan
gehörige Städte 18,3 / 27,8 16,7 / 31,2 

Niedrigster/höchster Wert Land
kreise 8,0 / 40,8 13,0 / 41,7 

Niedrigster/höchster Wert kreisfreie 
Städte 14,8 / 30,1 7,2 / 43,4 

Niedrigster/höchster Wert RLP 8,0 / 40,8 7,2 / 43,4 

Ø kreisangehörige Städte 24,4 25,5 

Ø Landkreise 22,6 23,2 

Ø kreisfreie Städte 23,1 25,7 

Ø RLP gesamt 22,8 24,0 

Im Vergleich zum Vorjahr sind die durch

schnittlichen Dauern der Eingliederungs

hilfen landesweit sowie in allen Aggrega

ten gestiegen. Landesweit waren die im 

Jahr 2020 beendeten Hilfen rund 1,2 Mo

nate und in den kreisfreien Städten rund 

2,6 Monate länger. In den kreisangehöri

gen Städten sind sie hingegen etwas 

leichter um 1,1 Monate und in den Land

kreisen um 0,8 Monate angestiegen.  

 
 12 Erfasst wurde die Anzahl der in den Jugendämtern beendeten Hilfen mit einer Dauer von bis zu drei Monaten, von drei bis unter 

sechs Monaten, von sechs bis unter zwölf Monaten, von zwölf bis unter 18 Monaten, von 18 bis unter 24 Monaten, von 24 bis 
unter 36 Monaten, von drei bis unter fünf Jahren und länger als fünf Jahre, differenziert nach den einzelnen Paragraphen. Für 
Hilfen, bei denen in der Rubrik Dauer „länger als 5 Jahre“ verzeichnet ist, werden für die Soziale Gruppenarbeit, die 
Erziehungsbeistandschaft/Betreuungshelfer, SPFH, Tagesgruppe und die Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 
Durchschnittswerte von 5,5 Jahren angenommen. Bei den Hilfen gem. § 34 und § 33 (Vollzeitpflege) wurde in dieser Rubrik eine 
Dauer von sieben Jahren bei den betreffenden Fällen angenommen, da davon auszugehen ist, dass die Fälle dieser Kategorie 
tatsächlich zu einem wesentlichen Anteil länger als fünf Jahre andauern. Die Angaben der Hilfen nach § 34 SGB VIII beinhalten 
für beide Jahre sowohl die Dauern der Hilfen im Heim als auch die der betreuten Wohnformen. In die Berechnung der 
Durchschnittswerte der Dauern wurden nur Rubriken einbezogen, die im jeweiligen Jahr für eine bestimmte Hilfe mindestens zehn 
Fälle zählten. In die Berechnung der Durchschnittswerte von Rheinland-Pfalz, den kreisfreien Städten, Landkreisen und 
kreisangehörigen Städten mit eigenem Jugendamt sind jedoch alle beendeten Fälle der jeweiligen Gruppe einbezogen worden. 
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4.4.3 Pro-Kopf-Bruttoausgaben 
für die Eingliederungshilfen 

Die Bruttoaufwendungen für Eingliede

rungshilfen gem. § 35a SGB VIII liegen im 

Jahr 2020 bei rund 116 Euro pro jungem 

Mensch unter 21 Jahren. Es zeigt sich da

bei eine große Spannweite zwischen den 

Aggregaten. Die Pro-Kopf-Ausgaben sind 

in den kreisfreien Städten mit 151,50 Euro 

am höchsten, gefolgt von den Landkreisen  

mit 104,20 Euro und den kreisangehörigen  

Städten mit 93,80 Euro. 

Der Vergleich mit 2005 zeigt, dass die be

völkerungsrelativierten Kosten im landes

weiten Durchschnitt deutlich angestiegen 

sind - um rund 374 %. Die höchste Steige

rung zeigt sich in den Landkreisen mit 

395,9 %. Die Pro-Kopf-Ausgaben sind 

auch im Durchschnitt der Städte gestie

gen, und zwar um 323,2 % in den kreis

freien und um 303,5 % in den kreisange

hörigen Städten.  

Tabelle 28 Pro-Kopf-Ausgaben für Hilfen gem. § 35a SGB VIII inkl. Frühförderung (Brutto
ausgaben für Hilfen gem. § 35a SGB VIII pro Kind/Jugendlichem unter 21 Jahren in 
Euro)13  

 2020 2019 bis 2020 
in % 

2005 bis 2020 
in % 

Niedrigster/höchster Wert 
kreisangehörige Städte 31,6 / 123,1     

Niedrigster/höchster Wert 
Landkreise 27,5 / 217,9   

Niedrigster/höchster Wert 
kreisfreie Städte 51,8 / 230,1     

Niedrigster/höchster Wert 
RLP 27,5 / 230,1   

Ø kreisangehörige Städte 93,8 12,2 303,5 

Ø Landkreise 104,2 2,2 395,9 

Ø kreisfreie Städte 151,5 13,0 323,2 

Ø RLP gesamt 116,0 6,0 373,7 

Im Vorjahresvergleich zeigt sich, dass die 

Pro-Kopf-Aufwendungen für Eingliede

rungshilfen im landesweiten Durchschnitt 

um 6,0 % gestiegen sind. Dies ist auf die 

Entwicklung innerhalb der anderen Aggre

gate zurückzuführen. Sowohl in den kreis

freien (plus 13,0 %) und den kreisangehö

rigen Städten (plus 12,2 %) als auch in 

den Landkreisen (plus 2,2 %) sind die be

völkerungsrelativierten Kosten angestie

gen.

 
 13 Erfasst wurden laut Jahresabschluss die Ausgabenpositionen im jeweiligen Abschnitt des Haushaltsplanes sowie die ggf. 

angefallenen Personalkosten im Jugendamt (allerdings nur Personalkosten für Fachkräfte, die die Hilfen durchführen, nicht für 
den federführenden ASD oder für Overhead-Personal). 



 

93 

4.4.4 Relative Inanspruch
nahme der Integrationshilfen 
an Schulen gem. § 35 SGB VIII 

Im Folgenden wird die Inanspruchnahme 

von Eingliederungshilfen gem. 

§ 35a SGB VIII dargestellt, die am Ort 

Schule durchgeführt werden. Diese Inte-

grationshilfen werden im Rahmen der jähr

lichen Erhebung seit 2012 erfasst. 

 

 

 

Tabelle 29 Integrationshilfen an Schulen gem. § 35a SGB VIII pro 1.000 junge Menschen 
zwischen 6 und unter 15 Jahren 
 2019 2020 
Niedrigster/höchster Wert kreisangehö
rige Städte 2,1 / 6,5 1,7 / 5,7 

Niedrigster/höchster Wert Landkreise 2,3 / 10,5 2,4 / 11,8 
Niedrigster/höchster Wert kreisfreie 
Städte 3,5 / 9,9 2,7 / 10,1 

Niedrigster/höchster Wert RLP 2,1 / 10,5 1,7 / 11,8 

Ø kreisangehörige Städte 4,0 3,7 

Ø Landkreise 6,2 6,7 

Ø kreisfreie Städte 6,1 6,4 

Ø RLP gesamt 6,0 6,5 

Im Jahr 2020 wurden 6,5 Integrationshilfen 

pro 1.000 junge Menschen zwischen 6 

und unter 15 Jahren von den rheinland-

pfälzischen Jugendämtern gewährt. Im 

Vorjahr waren es 6,0 Hilfen, sodass eine 

Steigerung von 0,5 Eckwertpunkten vor

liegt. Auch in den kreisfreien Städten ist 

der Eckwert der Integrationshilfen mit ei

ner Ausprägung von 6,4 um 0,3 Eckwert

punkte angestiegen. Ein ähnliches Bild 

zeigt sich in den Landkreisen mit 6,7 Hil

fen pro 1.000 junger Menschen zwischen 

6 und unter 15 Jahren im Jahr 2020 und 

einer Steigerung um 0,5 Eckwertpunkte im 

Jahresvergleich 2019/2020. Die kreisan

gehörigen Städte weisen im Jahr 2020 mit 

einem Eckwert von 3,7 den niedrigsten 

Wert der Aggregate auf. Im Vergleich zum 

Vorjahr ist der Eckwert der Integrationshil

fen an Schulen in den kreisangehörigen 

Städten um 0,3 Eckwertpunkte gesunken.  



 

94 

4.4.5 Anzahl der SFE-
Schülerinnen und Schüler in 
den Hilfen zur Erziehung 

Im Folgenden wird der Eckwert der jungen 

Menschen dargestellt, die im Jahr 2020 

eine Hilfe zur Erziehung erhalten haben 

und eine Schule mit Förderschwerpunkt 

"sozial-emotionale Entwicklung" (SFE-

Schule) besuchten. Diese Angabe wird im 

Rahmen der jährlichen Erhebung seit 

2012 erfasst. 

Tabelle 30 Anzahl der SFE-Schülerinnen und Schüler in den Hilfen zur Erziehung pro 
1.000 junge Menschen zwischen 6 und unter 15 Jahren im Jahr 2020 

 2020 2019 bis 2020 
in % 

2005 bis 2020 
in % 

Niedrigster/höchster Wert 
kreisangehörige Städte 0,4 / 5,9     

Niedrigster/höchster Wert 
Landkreise 0,0 / 4,9   

Niedrigster/höchster Wert 
kreisfreie Städte 0,1 / 8,4   

Niedrigster/höchster Wert 
RLP 0,0 / 8,4   

Ø kreisangehörige Städte 2,1 -11,7 -25,8 

Ø Landkreise 2,5 9,0 -11,6 

Ø kreisfreie Städte 4,2 -1,8 10,1 

Ø RLP gesamt 3,0 4,7 -3,2 

Im Jahr 2020 liegt der Eckwert in Rhein

land-Pfalz bei 3,0. Damit nehmen nahezu 

3 SFE-Schülerinnen und Schüler pro 

1.000 jungen Menschen zwischen 6 und 

unter 15 Jahren Hilfen zur Erziehung in 

Anspruch. Im Vergleich zum Vorjahr ist 

der Wert um 0,2 Eckwertpunkte gestiegen.  

 

 

 

 

 

Gesunken ist der Eckwert in den kreisan

gehörigen Städten um 11,7 % auf 2,1 Eck

wertpunkte sowie in den kreisfreien Städ

ten auf 4,2 (minus 1,8 %). Einzig in den 

Landkreisen ist der Wert in den vergange

nen Jahren gestiegen, und zwar um 9,0 % 

auf einen Eckwert von 2,5. 
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4.5 Beratungen nach §§ 16, 17, 
18, 28 und 41 SGB VIII  

Der folgende Abschnitt befasst sich mit 

der Inanspruchnahme von Beratungen bei 

den Erziehungsberatungsstellen und den 

Ehe-, Lebens- und Familienberatungsstel

len in Rheinland-Pfalz. Folgende Rechts

bereiche werden dabei erfasst: 

• 16 SGB VIII – Allgemeine Förderung 

der Erziehung in der Familie, 

• 17 SGB VIII – Beratung in Fragen der 

Partnerschaft, Trennung und Schei

dung, 

• 18 SGB VIII – Beratung und Unterstüt

zung bei der Ausübung der Personen

sorge und des Umgangsrechts, 

• 28 SGB VIII – Erziehungsberatung so

wie 

• 41 SGB VIII – Hilfe für junge Volljäh

rige, Nachbetreuung. 

• Ebenso werden einzelfallbezogene Be

ratungsleistungen abgefragt, die den 

o.g. Rechtsbereichen nicht oder nicht 

eindeutig zuzuordnen sind. 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 23 Anzahl der Beratungen gem. § 16-18, 28, 41 SGB VIII in rheinland-pfälzischen Bera
tungsstellen in den Jahren 2012 bis 2020 (absolut, laufend und beendet, inkl. Einmalberatungen) 

 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2020 

insgesamt 21.935 Beratungen nach §§ 16-

18, 28, 41 SGB VIII (inkl. Einmalberatun

gen) in den Beratungsstellen durchgeführt. 

Dies entspricht rund 28 Beratungen pro 

1.000 junge Menschen unter 21 Jahren 

und einem Rückgang um 4,4 % im Ver
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4.6 Angebote im Bereich der 
Kindertagesbetreuung 

Die Kindertagesbetreuung ist einer der 

zentralen Bereiche der Kinder- und Ju

gendhilfe und stellt mittlerweile das größte 

Leistungssegment dar. Rund 67 % der 

Gesamtausgaben im Bereich der Kinder- 

und Jugendhilfe entfallen 2019 auf die Kin

dertagesbetreuung (vgl. Statistisches Bun

desamt 2020b). Fast jedes Kind in 

Deutschland im Alter von drei bis unter 

sechs Jahren (rund 93 %) wird 2020 in ei

ner Kindertagesstätte (Kita) oder in Kin

dertagespflege betreut und gefördert; bei 

den unter 3-Jährigen ist es ein Drittel (Sta

tistisches Bundesamt 2020c). Kein ande

res Leistungsfeld der Kinder- und Jugend

hilfe hat „binnen kurzer Zeit so rasante 

Veränderungen und Entwicklungen durch

laufen wie die Kindertagesbetreuung“ (Be

neke 2016: 780). Diese Entwicklungen im 

Bereich der Kindertagesbetreuung spie

geln vor allem die veränderten Lebensmo

delle von jungen Frauen wider, die eine 

verbesserte Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf anstreben (vgl. Rauschenbach & 

Meiner-Teubner 2019: 5.).  

Nach wie vor ist das Thema Vereinbarkeit 

ein Thema der Mütter. Bislang ist eine 

Veränderung der männlichen Erwerbs

muster, mit Ausnahme der beiden „Väter

monate“, nicht erkennbar (ebd.: 7f.) Neben 

dem familienpolitischen Motiv der Verein

barkeit trägt eine gut ausgebaute Kinderta

gesbetreuung, die die Aktivierung von Bil

dungspotentialen, die Förderung von 

Selbstständigkeit und die Verbesserung 

von Start- und Teilhabechancen fördert, 

wesentlich zu guten Rahmenbedingungen 

des Aufwachsens von jungen Menschen 

bei (vgl. BMFSFJ 2013: 6). Insofern ist der 

Ausbau in diesem Bereich eng mit dem 

bildungspolitischen Motiv verknüpft, Kinder 

frühzeitig und gezielt zu fördern und damit 

insbesondere für Kinder in benachteiligten 

Lebenslagen einen Beitrag zur Chancen

gerechtigkeit zu leisten (vgl. Münder et al. 

2019: 306). Symbolisch hierfür ist der Leit

satz „Bildung von Anfang an“ (Beneke 

2016: 779). 
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4.7 Jugendarbeit, Jugendsozi
alarbeit, Schulsozialarbeit und 
erzieherischer Kinder- und Ju
gendschutz 

In der nachfolgenden Tabelle werden die 

Personalstellen in den Bereichen Jugend

arbeit (§ 11 SGB VIII), (schulbezogene) 

Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfe 

(§ 13 SGB VIII) sowie erzieherischer Kin

der- und Jugendschutz (§ 14 SGB VIII) 

dargestellt.

 

Tabelle 39 Personalstellen in den Bereichen Jugendarbeit (§ 11 SGB VIII), Kinder- und Ju
gendschutz (§ 14 SGB VIII), (schulbezogene) Jugendsozialarbeit und Jugendberufshilfe (§ 
13 SGB VIII) je 10.000 junge Menschen unter 21 Jahren15  
 2020 
Niedrigster/höchster Wert kreisangehörige 
Städte 7,4 / 29,7 

Niedrigster/höchster Wert Landkreise 6,1 / 17,5 

Niedrigster/höchster Wert kreisfreie Städte 15,5 / 22,9 

Niedrigster/höchster Wert RLP 6,1 / 29,7 

Ø kreisangehörige Städte 16,4 

Ø Landkreise 10,9 

Ø kreisfreie Städte 20,2 

Ø RLP gesamt 13,6 

Durchschnittlich wurden im Jahr 2020 in 

den genannten Rechtsbereichen rund 

13,64 Personalstellen pro 10.000 junge 

Menschen unter 21 Jahren durch die 

rheinland-pfälzischen Jugendämter bereit

gestellt. Den höchsten Eckwert verzeich

nen die kreisfreien Städte mit 20,19, ge

folgt von den kreisangehörigen Städten 

mit 16,37 und den Landkreisen mit 10,87. 

Die Städte in Rheinland-Pfalz weisen da

mit deutlich höhere Personalstellen in den 

Bereichen §§ 11, 13, 14 SGB VIII auf als 

die Landkreise. 

  

 
15 Hinweis: Die Personalstellen in den Bereichen §§11, 13, 14 SGB VIII sind – anders als gewohnt – auf 10.000 junge Menschen 
unter 21 Jahren berechnet, damit die Werte auch bei einer geringen Anzahl an Personalstellen gut darstellbar und vergleichbar 
sind. 
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4.8 Inobhutnahmen und Sorge
rechtsentzüge 

Krisenintervention und die Sicherstellung 

eines zuverlässigen und qualifizierten 

Schutzes von Kindern und Jugendlichen 

vor Gefahr für ihr Wohl gehören neben 

den erzieherischen Hilfen zu den zentralen 

Kernaufgaben der Kinder- und Jugend

hilfe. Ausgelöst und verstärkt durch tragi

sche Vorfälle von Kindstötungen wird seit 

einigen Jahren sowohl auf fachlicher als 

auch auf fachpolitischer Ebene intensiv 

darüber diskutiert, wie ein verbesserter 

Kinderschutz aussehen kann und welche 

Bedingungen dafür geschaffen werden 

müssen. In den letzten Jahren ist somit ein 

struktureller Wandel im Umgang mit Kin

derschutzfragen zu beobachten.  

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2020 

insgesamt 1.526 junge Menschen durch 

die rheinland-pfälzischen Jugendämter in 

Obhut genommen. Im Jahr 2007 lag die 

Anzahl bei 839. Gerade zwischen den 

Jahren 2007 und 2012 zeigt sich im Zuge 

der Kinderschutzdebatte ein deutlicher An

stieg der Inobhutnahmen in Rheinland-

Pfalz. Von 2019 zu 2020 sind die Inobhut

nahmen im Trend der Vorjahre um 96 

Maßnahmen gesunken. 

Die Anzahl der familiengerichtlichen Maß

nahmen zum Entzug der elterlichen Sorge 

nach § 1666 BGB sind seit der Berichter

stattung mit leichten Schwankungen auf 

ähnlichem Niveau geblieben. Im Jahr 2020 

wurde in 662 Fällen das Sorgerecht teil

weise oder vollständig entzogen. Dies ist 

ein Anstieg um 59 Maßnahmen im Ver

gleich zum Vorjahr. 

 

 
Abbildung 25 Entwicklung der Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) und der Sorgerechtsentzüge 
(§ 1666 BGB) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2002, 2005 bis 2020 (ohne umA)  
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4.9 Jugendstrafverfahren 

Zum Kerngeschäft des Sozialen Dienstes 

gehören neben den Hilfen zur Erziehung, 

der Eingliederungshilfe, den formlosen Be

ratungen und weiteren Aufgabenbereichen 

auch die Mitwirkung in Verfahren nach 

dem Jugendgerichtsgesetz (§ 52 

SGB VIII). Im Folgenden werden deshalb 

die Anzahl der Vorgänge, die personelle 

Ausstattung in den Jugendämtern sowie 

das sich daraus ergebende Verhältnis von 

Personalstellen und Fallzahlen im Bereich 

der Jugendgerichtshilfe betrachtet.  

Anmerkung: Da umA seit dem Berichts

jahr 2019 für die Mitwirkung in Verfahren 

nach dem Jugendgerichtsgesetz (§ 52 

SGB VIII) nicht mehr gesondert erfasst 

werden, werden in diesem Abschnitt ab

weichend von der sonstigen Darstellung 

die Fallzahlen, Eckwerte und das Verhält

nis von Personalstellen und Fall- 

zahlen inklusive der umA-Fälle berichtet. 

Ein Herausrechnen der entsprechenden 

Zahlen hätte die rheinland-pfälzische Ent

wicklung sowie die Entwicklung in den Ag

gregaten verfälscht. 

Im Jahr 2020 wurden in Rheinland-Pfalz 

insgesamt 20.467 Vorgänge durch die Ju

gendgerichtshilfe betreut (im Jahr 2020 

neu hinzugekommene Vorgänge). Das 

entspricht rund 80,7 neu hinzugekomme

nen Vorgängen pro 1.000 junge Menschen 

zwischen 14 und unter 21 Jahren.  

Mit 13.169 Vorgängen entfallen fast zwei 

Drittel (64,3 %) aller Vorgänge auf die 

Landkreise. Die 5.844 Vorgänge in den 

kreisfreien Städten machen weitere 

28,6 % aus, die 1.454 Vorgänge in den 

kreisangehörigen Städten entsprechen 

7,1 % aller Vorgänge. In Relation zur Be

völkerung ergeben sich für die kreisange

hörigen Städte (112,7) deutlich höhere 

Eckwerte als für die kreisfreien Städte 

(81,2) und die Landkreise (78,0).

 
Abbildung 26 Anzahl der neu hinzugekommenen Vorgänge in der Jugendgerichtshilfe (inkl. umA) in 
den Landkreisen, den kreisfreien und kreisangehörigen Städten in Rheinland-Pfalz und im Landes
durchschnitt pro 1.000 junge Menschen zwischen 14 und unter 21 Jahren im Jahr 2020 
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4.10 Personalausstattung und 
Fallbelastung in den Sozialen 
Diensten  

Wie bereits in Kapitel 3 beschrieben, zeigt 

sich seit Beginn der Erhebung im Jahr 

2002 in Rheinland-Pfalz ein kontinuierli

cher Ausbau der Personalstellen in den 

Sozialen Diensten. Landesweit gab es im 

Jahr 2020 rund 811,5 Personalstellen in 

den rheinland-pfälzischen Jugendämtern. 

Dies sind rund 34 Vollzeitstellenäquiva

lente bzw. 4,4 % mehr im Vergleich zum 

Vorjahr. Der Ausbau der Personalstellen 

geht einher mit den wachsenden Aufga

ben- und Zuständigkeitsbereichen sowie 

gesteigerten Dokumentationsanforderun

gen an Mitarbeitende aus den Sozialen 

Diensten. 

 

  
Abbildung 27 Personalstellen in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, TuS, HiH, ohne Stellen für 
umA) in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2012, 2014, 2016, 2018 und 2020 
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4.11 Personalausstattung und 
Fallbelastung in der wirtschaft
lichen Jugendhilfe 

Der Fachdienst wirtschaftliche Jugendhilfe 

ist für die rechtliche und fachliche Steue

rung der verwaltungstechnischen Abläufe 

der Leistungsgewährung im Rahmen des 

SGB VIII zuständig. Im Jahr 2020 ist die 

wirtschaftliche Jugendhilfe in Rheinland-

Pfalz mit 0,23 Personalstellen pro 1.000 

junge Menschen unter 21 Jahren ausge

stattet. Mit einem Eckwert von 0,41 weisen 

die kreisangehörigen Städte die höchste 

Ausprägung auf, gefolgt von den kreis

freien Städten mit 0,25 und den Landkrei

sen mit 0,21. 

 

Tabelle 52 Fachkräfte in der wirtschaftlichen Jugendhilfe pro 1.000 junge Menschen unter 
21 Jahren 

 2020 2019 bis 2020 in % 
Niedrigster/höchster Wert kreis
angehörige Städte 0,33 / 0,48   

Niedrigster/höchster Wert Land
kreise 0,14 / 0,29  

Niedrigster/höchster Wert kreis
freie Städte 0,15 / 0,47  

Niedrigster/höchster Wert RLP 0,14 / 0,48  

Ø kreisangehörige Städte 0,41 6,78 

Ø Landkreise 0,21 6,74 

Ø kreisfreie Städte 0,25 1,22 

Ø RLP gesamt 0,23 5,11 

Im Vergleich zum Vorjahr ist die bevölke

rungsrelativierte Personalausstattung in 

der wirtschaftlichen Jugendhilfe landesweit 

um 5,11 % gestiegen. In den Landkreisen 

betrug der Anstieg 6,74 %, in den kreis

freien Städten mit 1,22 %. In den kreisan

gehörigen Städten ist der stärkste Anstieg 

der bevölkerungsrelativierten Personal

ausstattung mit 6,78 % im Vorjahresver

gleich zu beobachten. 
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4.12 Exkurs unbegleitete min
derjährige Ausländerinnen und 
Ausländer 
 

"Junge Menschen, die unbegleitet nach 

Deutschland einreisen und noch 

minderjährig sind, werden von der Kinder- 

und Jugendhilfe in Obhut genommen", um 

ihnen eine bedarfsgerechte Hilfe und 

passende Unterstützungsformen 

zukommen zu lassen (vgl. Brinks & 

Dittmann 2016). Aufgrund der hohen Zahl 

an umA wurden diese im Jahr 2012 erst

malig für die Hilfen nach §§ 33, 34, 

42 SGB VIII und ab dem Erhebungsjahr 

2015 für alle Hilfen zur Erziehung in die 

jährliche Erhebung bei den rheinland-pfäl

zischen Jugendämtern aufgenommen und 

können demnach gesondert ausgewiesen 

werden. Im Jahresvergleich 2019/2020 ist 

landesweit die Zahl an umA in den Hilfen 

zur Erziehung von 2.449 auf 1.743 zurück

gegangen. Das entspricht einem Rück

gang um 28,8 %. Der Großteil der Hilfen 

(1.155; 66,3 %) wird dabei als Unterbrin

gungsform über Tag und Nacht gewähr

leistet. Ambulante und teilstationäre Hilfen 

nehmen dahingehend einen zahlenmäßig 

geringfügigeren Stellenwert ein. 

 

 
Abbildung 28 Verteilung der Hilfesegmente (ambulant, teilstationär, stationär und Vollzeitpflege) der 
Hilfen zur Erziehung für umA in den Jahren 2019 und 2020 in Rheinland-Pfalz (Fallzahlen) 
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5 Zusammenfassung  
Dieses abschließende Kapitel führt ausge

wählte Einzeldaten der Kapitel 3 und 4 in 

einem Überblick zusammen. In den einzel

nen Jugendamtsbezirken ist eine gemein

same Betrachtung der Entwicklung der Hil

fen zur Erziehung mit Daten 

unterschiedlicher Einflussfaktoren und 

Rahmenbedingungen jedoch notwendig, 

weil im Bereich der Hilfen zur Erziehung 

einfache und monokausale Erklärungsmo

delle für interkommunale Differenzen oder 

Entwicklungstrends zu kurz greifen. Viel

mehr zeigen sich in diesem Leistungsbe

reich der Kinder- und Jugendhilfe vielfäl

tige Einflussfaktoren, die auf die 

Nachfrage nach Hilfen zur Erziehung so

wie die Hilfegewährungspraxis wirken. 

Insgesamt sind für das Erhebungsjahr 

2020 starke Veränderungen zu sehen, 

welche mutmaßlich auf die COVID-19-

Pandemie und die damit verbundenen 

Schutzmaßnahmen zurückzuführen sind. 

Zum ersten Mal seit dem Erhebungsjahr 

2015 ist ein Fallzahlrückgang zu beobach

ten. Dieser macht sich vor allem bei den 

ambulanten Hilfen und Gruppenangeboten 

bemerkbar. Bei den stationären Hilfen zei

gen sich dagegen kaum Veränderungen. 

Nichts desto trotz setzt sich der Anstieg 

der Aufwendungen in allen Bereichen der 

Hilfen zur Erziehung weiter fort. Mögliche 

Erklärungsansätze hierfür sind beispiels

weise Tariferhöhungen, Laufzeit und In

tensität einzelner Hilfen sowie rückwir

kende Kostenerstattungen. 

Erstmals seit 2015 wieder weniger 
Hilfen zur Erziehung im Vergleich 
zum Vorjahr 

Landesweit wurden im Jahr 2020 insge

samt 29.094 Hilfen zur Erziehung gem. 

§§ 27 Abs. 2, 29-35, 41 SGB VIII (ohne 

Hilfen für umA) gewährt. Im Vergleich zum 

Berichtsjahr 2019 entspricht das einem 

Fallzahlrückgang um 1,0 %. Ausgehend 

von dieser Fallzahlentwicklung in Rhein

land-Pfalz lässt sich jedoch nicht auf die 

einzelnen Kommunen schließen: Eine 

ganze Reihe der rheinland-pfälzischen Ju

gendämter weisen im Jahresvergleich 

2019/2020 einen teils erheblichen Fall

zahlanstieg von bis zu 16,8 % auf, wohin

gegen in zahlreichen anderen Kommunen 

Fallzahlrückgänge von bis zu 14,9 % zu 

verzeichnen sind. 

Auch der Eckwert erzieherischer Hil
fen hat im Jahresvergleich 
2019/2020 abgenommen 

Werden die Fallzahlen in Relation zur rele

vanten Bevölkerungsgruppe gesetzt, so 

zeigt sich folgendes Bild: Je 1.000 unter 

21-Jährige wurden landesweit im Jahr 

2020 rund 36,7 Hilfen zur Erziehung 
durchgeführt. Dabei zeigen sich jedoch 

deutliche Unterschiede zwischen den 

Städten und den Landkreisen. Während 

die Landkreise im Jahr 2020 einen Eck

wert von 33,1 aufweisen, fallen die ent

sprechenden Eckwerte in den kreisfreien 

Städten mit 43,3 Hilfen und in den kreisan

gehörigen Städten mit 54,1 Hilfen je 1.000 

unter 21-Jährige höher aus. Demzufolge 
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6 Datenübersicht Rheinland-Pfalz 
 

Tabelle 57 Übersicht über die Datengrundlage in Rheinland-Pfalz – Absolute Fallzahlen, 
Bruttoausgaben und Fachkräfte in den Sozialen Diensten im Jahr 2020 

 Fallzahl absolut 

§ 29 SGB VIII, Soziale Gruppenarbeit 2.125 

§ 30 SGB VIII, Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer 4.051 

§ 31 SGB VIII, Sozialpädagogische Familienhilfe 8.444 

§ 32 SGB VIII, Erziehung in der Tagesgruppe 1.931 

§ 33 SGB VIII, Vollzeitpflege 5.172 

§ 34 SGB VIII, Heimerziehung 5.352 

§ 34 SGB VIII, sonstige betreute Wohnform 352 

§ 35 SGB VIII Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung 120 

§ 27 Abs.2 SGB VIII Sonstige erzieherische Hilfen 1.420 
ambulante Hilfen gesamt (§§ 27 Abs. 2 amb., 29-31, 35 
amb. SGB VIII) 15.945 

teilstationäre Hilfen gesamt (§§ 27 Abs. 2 teilstat., 32, 35 teil-
stat. SGB VIII) 1.943 

stationäre Hilfen gesamt (§§ 27 Abs. 2 stationär, 34, 35 statio
när SGB VIII) 5.976 

Fremdunterbringungen gesamt (§§ 27 Abs. 2 stationär, 33 in 
eig. KT, 34, 35 stationär SGB VIII) 11.148 

Hilfen zur Erziehung gesamt (§§ 27 Abs. 2, 29-35, 
§ 41 SGB VIII) 29.094 

Ausgabenpositionen und Personalkosten im Jugendamt HZE 
gesamt (§§ 27 Abs. 2, 29-35, § 41 SGB VIII) 501.088.513,99 

Summe Stellen in den Sozialen Diensten (ASD, JGH, PKD, 
HiH, TuS) 811,5 

Summe Stellen im Pflegekinderdienst 122,9 
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